
Begründung:
Im Sinne des LVR-Aktionsplanes zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention ist die 

Partizipation von Menschen mit Behinderungen und Ihrer Organisationen auch im Bereich 
der politischen Vertretung auszugestalten.
Um dieses Ziel schnellstmöglich umzusetzen, soll ein entsprechender Vorschlag unverzüglich 
vorgelegt werden.

Antrag-Nr. 14/19 

öffentlich

Datum: 04.12.2014

Antragsteller: SPD, CDU

Ausschuss für Inklusion 11.12.2014 Beschluss

Tagesordnungspunkt:

TOP 4: Zuständigkeits- und Verfahrensordnung; hier: Ausschuss für Inklusion der 

14. Landschaftsversammlung Rheinland 

Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, einen Verfahrensvorschlag für ein begleitendes Gremium zur 
Beratung des Ausschusses für Inklusion gemeinsam mit dem Landesbehindertenrat NRW e.V. 
zu entwickeln und abzustimmen, der auch den zeitlichen und sachlichen Aufwand der 
Gremienmitglieder für die Teilnahme an den Sitzungen sowie deren Vor- und Nachbereitung 
berücksichtigt.

Ein solcher Vorschlag soll dem Ausschuss - vorbehaltlich des LA-Beschlusses der Ergänzung 
der Zuständigkeits- und Verfahrensordnung gemäß Vorlage Nr. 14/185 - schnellstmöglich zur 
Entscheidung vorgelegt werden.
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